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Unfug, alles Unfug“
Der Stuttgarter Finanzprofessor Hans-Peter Bareis über seine Idee eines rigoros geänderten Steuersystems
Bareis, SPIEGEL-Redakteure*: „Natürlich gibt es Einschnitte“
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SPIEGEL: Herr Professor Bareis, ei
Jahr lang haben Sie mitsieben angese
henen Experten übereine Reform der
Einkommensteuer nachgedacht.
Gutachtenwurde von denpolitischen
Akteuren aller Lager öffentlich hart
kritisiert. Was haben Sie falsch ge-
macht?
Bareis: Wir habenguteArbeit geleistet.
Den meisten Urteilenmerkt man an
daß die verehrten Kritiker unsere Th
sen überhauptnicht kannten. Ich bin
enttäuschtüber dieseFormen des Um
gangs miteinander in einerDemokra-
tie.
SPIEGEL: Die CDU-Sozialausschüss
werfenIhnenUnseriosität vor . . .
Bareis: . . . schlimmer: Vom DGB hieß
es „tückisch und unsozial“. Die müss
alle wasanderesgelesenhaben.
SPIEGEL: Ihr Auftraggeber TheoWaigel
gab Ihnen die Note ungenügend.Statt
wie bestellt einenpreisgünstigen un
verfassungsgemäßen Steuertarif zulie-
fern, wolle die Kommission das ganz
Steuerrecht umkrempeln. Urteil:The-
ma verfehlt.
Bareis: Wenn er dasgesagthat, muß er
seinen eigenenAuftrag vergessen ha
ben. Da steht es für jeden nachlesb
drin: Eine steuerpolitischeGesamtstra
tegie sollten wirausarbeiten,einschließ-
lich einer „Verbreiterung der Beme
sungsgrundlage“, also desAbbaus von
Steuervergünstigungen und komplizie
ten Vorschriften.
SPIEGEL: Die „neuen, innovativen“
Steuerideen des Finanzministers,
Waigel weiter, hätten Sie überhaup
nicht geprüft.
Bareis: Wir habenauch die im Finanz
ministerium favorisierten Modelle un
tersucht . . .

* Hans-Jürgen Schlamp, Winfried Didzoleit.
bühren).“ Als Ausgleich bliebe, wie
ursprünglich geplant, nur einehöhere
Mineralölsteuer. Doch daran will die
Koalition nicht rühren.

Die Kanzler-Helfer gestehen auc
ein, was Waigel offiziell nicht zur
Kenntnis nehmen will. Die geplanten
Mehreinnahmen von 6,5Milliarden
Mark durch eine Befristung der Ar-
beitslosenhilfe sindeine Gaukelei. Oh-
ne die Zustimmung der SPD-Länd
läßt sich der Plan nicht durchsetzen
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und deren Ja ist nuneinmal nicht zu ha
ben.

Auf Waigel kommt noch einiges aus
den eigenenReihen zu. ImCDU-Präsi-
dium verkündeteHelmut Kohl geheim-
nisvoll: „Es muß über Berlin geredet
werden nach der Kanzlerwahl.“ D
Stimmenverluste der CDU in de
Hauptstadt machen demKanzler Sorge

Wie eventuell Abhilfe zuschaffen sei
flüsterte ihm BerlinsRegierender Bür
germeisterEberhardDiepgen ein. Die
Wählerseien derUnion davongelaufen
weil die Regierung nachVollzug der
Einheit die Berliner Steuerpräferenz
gekippthabe.Diepgen regte, zum Aus
gleich für die hohen Lebenskosten
der Metropole, eine Art „Ballungs-
raum-Pauschale“ an.

Das wäre eine Sprengbombe für d
öffentlichen Haushalte.Denn was die
Berliner beanspruchen,könnte der Ge
setzgeber Münchnern, Kölnern und
Hamburgern kaumversagen.
Das Existenzminimum
der Bürger darf nicht besteuert wer-
den. Dies hatte das Bundesverfas-
sungsgericht 1992 dem Finanzmini-
ster Theo Waigel (CSU) zur Auflage
gemacht. Bis zum 1. Januar 1996
muß er den geltenden, verfassungs-
widrigen Steuertarif ändern. Um die
Entscheidung über das heikle Thema
auf die Zeit nach der Bundestags-
wahl 1994 verschieben zu können,
berief Waigel im November 1993 ei-
ne Expertenkommission ein. Unter
dem Vorsitz des Stuttgarter Betriebs-
wirtschaftlers Hans-Peter Bareis soll-
te das Gremium Vorschläge machen,
wie ein steuerfreies Existenzmini-
mum in das geltende Steuerrecht
verfassungskonform eingebaut und
der dadurch verursachte Einnahme-
ausfall des Staates durch Kürzungen
von Vergünstigungen ausgeglichen
werden könnte. Bareis und seine
Kollegen – darunter der Tübinger
Ökonom Dieter Pohmer und die Steu-
erpraktiker Klaus Altehoefer, Oberfi-
nanzpräsident in Freiburg, und Klaus
Offerhaus, Präsident des Bundesfi-
nanzhofs in München – verweigerten
ihrem Auftraggeber das gewünschte
Testat, daß eine verfassungsgemäße
und ökonomisch sinnvolle Reform für
15 Milliarden Mark zu haben sei.
Nach ihrem Urteil kostet eine Reform
den Fiskus knapp 40 Milliarden, die
allerdings durch rigorose Schnitte in
den Wildwuchs steuerlicher Sonder-
rechte weitgehend finanziert werden
könnten.
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SPIEGEL: . . . und als
verfassungswidrig ver
worfen?
Bareis: Wir haben be
der Übergabe unseres
Gutachtens an den F
nanzminister vorige Wo
che gesagt, solche Tari
konstruktionen berühr
ten, ichdrückemich be-
wußt vorsichtig aus, die
Frage der Verfassungs
mäßigkeit. Vor allem
aber halten wir sieöko-
nomisch für falsch.
SPIEGEL: Warum?
Bareis: Weil bei all die-
sen Modellen derFiskus
bei niedrigen Einkom-
men unmittelbar ober
halb des Existenzmini-
mums bei jederzusätz-
lich verdienten Mark
schärfer zugreift alsnach
geltendemRecht. Das is
leistungsfeindlich.
SPIEGEL: Waigel hat
doch im Laufe desWahl-
on
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„Die Arbeitnehmer
profitieren mit

rund zehn Milliarden“
jahres immer wieder gesagt, was er v
Ihnen erwartet:einen verfassungskon
formen Steuertarif, dernicht mehr Ein-
nahmeverluste bringt als 15 Milliarde
Mark. Konnten Sie dasnicht liefern?
Bareis: Wenn derFinanzminister unse
ren Vorschlägen folgt, hat er sogar w
niger Ausfälle, höchstens 10 Milliarde
SPIEGEL: Ihr Plan läßt den Bürgern ge
genüber dem geltendenRecht fast 50
Milliarden Mark mehr in derTasche.
Das ist der Steuersenkungsteil. Dies
Aderlaß könnte derStaatnicht verkraf-
ten. Mit 10Milliarden MinuskämeWai-
gel nur davon, wenn er zurFinanzierung
der Steuersenkung all dasverwirklichen
würde, was Sieaufzählen – und was Ih
nen das Etikett „sozialeKälte“ eingetra-
gen hat.
Bareis: Wir habenjeden Punktunseres
Auftrags erfüllt undsinddabei zu einem
Ergebnis gekommen, das Durchs
zungsprobleme aufwirft. Daswill ich
nicht bestreiten. Einekraftvolle politi-
scheFührung müßte es aber alseinmali-
ge Gelegenheit empfinden, genau d
durchzusetzen, was noch imVormonat
in den offiziellen „Finanznachrichten
des Ministeriums als Leitliniegenannt
wordenist: Runter mit denSteuersätze
für alle, weg mit denAusnahmen fü
einzelneGruppen.
SPIEGEL: Alle, ob Hilfsarbeiter oder
Millionär, profitieren von einer Steuer
reform nach dem Muster derKommissi-
on. Aber vornehmlich bei denRent-
nern, denArbeitslosen, denKranken,
den Kleinverdienern kassieren Sie a
um die Freistellung des Existenzmin
mums zu bezahlen.
Bareis: Unfug, alles Unfug. Der Vor-
wurf vom Sozialabbau isthanebüchen
In Anlage 8 unserer Thesen haben w
die Verteilungswirkung, soweit da
möglich ist, ausgerechnet: DieArbeit-
nehmer insgesamt profitieren mitrund
zehn Milliarden, die Selbständigenmüs-
sen etwafünf Milliarden mehr zahlen.
Daß die kleinenLeutenegativbetroffen
wären,stimmt einfach nicht. Eskönnte
eher der Eindruck entstehen, daßunser
Vorschlag dem widerspricht, was d
Koalition sich auf ihre Fahnegeschrie-
ben hat,nämlich derEntlastung im Un-
ternehmenssektor.Aber das muß an
ders geregeltwerden.
SPIEGEL: Aber ganzeGruppen, die ge
wiß nicht zu denWohlhabendengehö-
ren, sollen doch zahlen. Siewollen die
Renten wienormalesEinkommen be
steuern. Damit senken Siezwangsläufig
den Lebensstandard derAlten.
Bareis: Das ist nicht sicher.UnsereKri-
tiker vergessen: Nach geltendemRecht
dürfen Beiträge für die Altersvorsorg
während des Erwerbslebens nur bis
einem Höchstbetrag steuerminder
geltend gemachtwerden.Viele Arbeit-
nehmerüberschreiten dieseGrenze mit
ihren Beiträgen zu denSozialversiche
rungen. Sie betreibenalsoVorsorge aus
versteuertemEinkommen. Daswollen
wir ändern. Beiträge zur Alterssiche
rung sollenwährend des Erwerbslebe
voll aus unversteuertem Einkomme
bezahlt werden. Die Logik ist doch
zwingend: Bleiben dieseBeiträge unver
steuert, muß später de
Ertrag, also die Rente,
besteuert werden.
SPIEGEL: Die aktiven
Arbeitnehmer spare
Steuern, aber dasohne-
hin nicht üppigeNetto-
einkommen im Ruhe
stand sinkt.
Bareis: 13 000 Mark im
Jahr, dasExistenzmini-
mum, ist nach unserem
Vorschlag ohnehin für
jeden steuerfrei. Für ei
Ehepaarsind das schon
26 000 Mark. Dannkom-
men nocheinige Freibe-
träge dazu. Wer aber
deutlich mehr hat, kann
und soll Steuern zahlen
Um ihren Lebensstan
dard im Alter zusichern,
könnten Arbeitnehme
außerdem aus derSteu-
erersparnis aufgrund de
vollständigen Abzugs ih
rer Beiträge zusätzlich
private Vorsorge treffen
SPIEGEL: Den Rentnern von heutehel-
fen Sie damit nicht.
Bareis: Natürlich müssen Übergangsr
gelungenbedacht werden. Die Grund
idee aber istrichtig. Im Erwerbsleben
wenn die Steuersätze hoch sind, brin
die Berücksichtigung derBeiträge eine
hoheSteuerersparnis. Das istmehr, als
der Rentnerspäter aufseinezwangsläu-
fig niedrigeren Einkünfte anAbgaben
zu zahlenhat. Über dasganzeLeben be-
trachtet schneiden dieArbeitnehmer
wahrscheinlich sogar besser ab.Außer-
dem: Das Verfassungsgericht hat da
Parlament ohnehinverpflichtet, für eine
steuerliche Gleichbehandlung vonRen-
ten und Pensionen zu sorgen.
SPIEGEL: Steuern auch auf Arbeitslo
sengeld undKrankengeld – das istschon
starkerTobak.
Bareis: Das klingt so.Doch im Prinzip
gilt das gleiche wie bei derRente: Wenn
die Beiträge steuerfrei sind, muß d
Lohnersatzleistungbesteuert werden
Nur wenige werden darunterleiden.
Wer Krankengeldbekommt, kann zu
sätzlich zu densteuerfreien 13 000Mark
in der Regel außergewöhnlicheBela-
stungen geltendmachen. Dasmildert
den Zugriff des Fiskus.Aber es geht
auch ummehr Gerechtigkeit.
SPIEGEL: Wieso ist esgerecht, Arbeits
losengeldoder Krankengeld zubesteu-
ern?
Bareis: Wenn jemand ineinem Jahr
zwei Monate Arbeitslosengeld be
kommt undzehnMonate Gehalt, dan
zahlt er Steuern nur aufsein Gehalt.
Dadurchsinkt seine Steuerlastmerkbar.
Zusammen mit demsteuerfreien Ar-
beitslosengeld bleibt ihm als Jahrese
kommen netto meist mehr als dem
21DER SPIEGEL 46/1994
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durchgängig beschäftigten Kollegen, d
zwölf Monatseinkommen versteue
muß. Das istdoch nichtgerecht.
SPIEGEL: Dannblieben alsOpfer nur die
Langzeitarbeitslosen.
Bareis: Die erhalten ohnehin inaller Re-
gel nicht wesentlichmehr vomArbeits-
amt, als wir mit 13 000 Mark pro Jah
steuerfreigestellthaben.
SPIEGEL: Einen Aufschrei derGewerk-
schaften löste Ihr Planaus, dieZuschläge
für Sonntags-, Feiertags- und Nacht
beit voll zu versteuern. Arbeitnehme
die unterSchichtarbeit ächzen,sollen die
Steuersenkung füralle finanzieren.
Bareis: Durch Verzicht auf Steuern
macht der Staatdiese unangenehme
Arbeitenkünstlichbillig. Die Bewertung
des Arbeitsleides ist nicht seine Aufg
be. Entscheidend für das Ausmaß d
Abgaben muß derVerdienst in Mark
sein.Soll derBauer, derfröhlich aufsei-
nem Traktorpfeift, mehr Steuernzahlen
als der Hochschullehrer, dergrimmig in
seine Vorlesunggeht?
SPIEGEL: Das mag ja systematischzwin-
gend sein. Richtig istaberauch: Die be-
troffenenArbeitnehmer werden am En
de wenigerLohn auf dem Kontofinden.
Bareis: Der weitgehende Verzicht au
die Besteuerung vonSonntagszuschlä
gen ist entweder eine Subvention d
Unternehmers,weil er seinen Gewinn
erhöht, oder des Konsumenten. Beinor-
malem Steuerabzugmüßte der Unter
nehmer höhere Löhnezahlen, damitsich
genügend Menschen bereitfinden, d
unangenehme Arbeit zu machen. D
würde entwederseinen Gewinnschmä-
lern oder das Produkt verteuern.
SPIEGEL: Das heißt, die Gewerkschafte
sollen dieEinkommenseinbußen indie-
sem Bereich durchhöhereLohnforde-
rungen wettmachen?
Bareis: Wenn sie dasdurchsetzen kön
nen – dannselbstverständlich. Die Tari
parteienmüssen den Knappheitspreis f
solche Arbeit finden. Wir haben kein
besseresInstrument. Deshalb haben w
ausdrücklich vorgeschlagen, daß die T
rifparteien Gelegenheiterhalten, auf die
Neuregelung mit ihren Mitteln zureagie-
ren.
SPIEGEL: Das klingt ja allestoll. Sie tun
kaum jemand weh, und trotzdemkom-
men Milliarden zur Finanzierung der T
rifreform zustande.
Bareis: Natürlich gibt esEinschnitte. Wir
streichen ersatzlosjede Mengeinvestiti-
onslenkende Sonderregelungen u
Ausnahmen, die das Steueraufkomm
schmälern. Deswegen ist der Tarif für
le anderen um so höher. EinBeispiel:
Ein sogenannter Übungsleiter in eine
Sportverein bekommt eine steuerfreie
Pauschale von2400Mark im Jahr. Das
streichen wir, und das bringt nicht n
400 Millionen Mark Steuermehreinnah
men, sondern nochandere Vorteile:
Kein Steuerinspektor mußsichmehr Ge-
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danken machen, ob ich alsnebenberufli-
cher Übungsleiter einzustufenbin, wenn
ich in Baden-Württemberg angehen
Wirtschaftsprüfer examiniere.Oder:
Warum sollen alleSteuerbürger mitbe
zahlen, wenn ich „Brot für die Welt“ fü
eine gute Sachehalte und mit eine
Spende meine Steuerlast senke? A
vielen Kleinigkeiten, die alle scheinb
der Einzelfallgerechtigkeitdienen,wird
ein Riesenbetrag und auch eine Ries
ungerechtigkeit.
SPIEGEL: Gleich dreimalsind dieHaus-
besitzer vonIhren Vorschlägenbetrof-
fen. Siewollen die Bauförderungstrei-
chen, dieKilometergeldpauschale dra
stisch kürzen, also die Autofahrt von
der Arbeit zum Heim im Vorortverteu-
ern, und dannauch noch den Erlös au
dem Verkauf der Immobilie besteu
ern.
Bareis: Einspruch. Wir schlagen vor,
Veräußerungsgewinne zubesteuern
das ist richtig,abernicht von privat ge-
nutzten Häusern oder Wohnungen. D
sind Privatgüter, die gehen denFiskus
s

-

bei der Einkommensteuernichts an. So
soll es bleiben. Nur Gewinne aus de
Verkauf von Mietshäusernoder Aktien-
paketensollenversteuert werden.
SPIEGEL: Darf derprivateBauherrseine
Steuerprivilegienbehalten?
Bareis: Nein. Wenn derStaat den Woh
nungsbau fördernwill, soll er es offen,
zum Beispiel über Zulagen, machen
abernicht über Einkommensteuernac
lässe. Das Teuflische an solchen staa
chen Lenkungsmaßnahmen im Einko
mensteuerrecht ist nämlich, daßderjeni-
ge, der am wenigsten förderungsbedü
tig ist, das meistebekommt. Je höhe
das zu versteuernde Einkommenist, de-
sto größer ist der Effekteines steuerli
chen Abzuges. Werfreilich Politik nach
dem Prinzip „Wer dahat, demwird ge-
geben“ weiterbetreibenwill, der mag
unserem Ansatz widersprechen.
SPIEGEL: Die Senkung der Kilometer
geldpauschale vonheute 70Pfennigauf,
nachIhrem Vorschlag, 20 Pfennig . . .
Bareis: . . . als Entfernungspauscha
für jeden, auch den Bahn-oder Radfah-
rer . . .
SPIEGEL: . . . verteuert das Wohnen i
Grünen, das jaauch eine Flucht vor de
hohen Mieten undImmobilienpreisen in
den Ballungsräumen ist.
Bareis: Richtig. Daß die Kosten fü
Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte als Werbungskostenabzieh-
bar sind, erleichtert esSteuerpflichti-
gen, in entferntere undbilligere Wohn-
gebiete zu ziehen, indem sie – und d
ist der entscheidendePunkt! – die höhe
ren Fahrtkosten auf dieAllgemeinheit
abwälzen. Das ist nicht einzusehen. A
ßerdem ist dieRegelung streit- undmiß-
brauchsanfällig. Streicht man sie,führt
das zu einer erheblichen Steuerverein
chung.
SPIEGEL: Der Finanzministerwill den-
noch all das nichtmachen, was Ihr
Kommission aufgeschriebenhat. Er
nennt dieVorschläge praxisfern.
Bareis: Da kann ichdoch bloß lachen
Die Kommission hat umjeden Punkt ge
rungen, da haben Praktiker wie d
Freiburger Oberfinanzpräsident Alt
hoefer schonaufgepaßt, daß wir kein
Schnittmuster aus dem Wolkenku
kucksheimproduzieren.
SPIEGEL: Vielleicht sind jaauch die Ge-
setzesschmiede im Finanzministeriu
realitätsfern.
Bareis: Diese Erfahrung hatjedenfalls
Herr Altehoefer an sich gemacht. Er
war vieleJahre Beamter im Bonner M
nisterium. Vor dem Finanzausschuß d
Bundestagesbekannte er,nach seinem
Wechsel zurFreiburger Oberfinanzdi
rektion habe ereinen regelrechten Pra
xisschockerlitten. Da habe ererst er-
kannt, was amgrünenTisch im Ministe-
rium manchmal angerichtet werde.
SPIEGEL: Herr Bareis, wirdanken Ihnen
für diesesGespräch. Y


